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Liebe Leserinnen und Leser,  

das brutale und fremdenfeindlich motivierte At-

tentat auf die Kölner Oberbürgermeisterkandida-

tin Henriette Reker vor gut zwei Wochen hat uns 

alle tief entsetzt. Mit Abscheu erfüllen uns auch 

die sich häufenden Attacken auf Flüchtlinge der 

Flüchtlingsheime. Die feigen Anschläge auf das 

Leben von Menschen, die bei uns Zuflucht su-

chen oder die sich für andere engagieren, sind 

ein Angriff gegen uns alle und gegen unsere de-

mokratische Grundordnung. Dazu gehört auch 

die unsägliche Hetze von Pegida gegen Heiko 

Maas. 

Wir werden entschlossen und mit aller Härte des 

Rechtstaates diejenigen bekämpfen, die versu-

chen, mit Hass, Gewalt und Extremismus unsere 

Gesellschaft zu spalten. Wer sich dagegen mit 

Zivilcourage für Menschlichkeit, Gerechtigkeit 

und Demokratie engagiert, der kann auf unsere 

Unterstützung zählen! 

 

Flüchtlingspolitik: Konkrete Fortschritte statt 

Scheinlösungen 

Bund, Länder und Kommunen haben in den ver-

gangenen Monaten ein Bündel von Maßnahmen 

vereinbart, um eine menschenwürdige Versor-

gung von Flüchtlingen zu gewährleisten und die 

finanziellen Lasten fair zu schultern. Und erst in 

der letzten Sitzungswoche haben wir ein umfas-

sendes Gesetzespaket für schnellere Verfahren 

und eine bessere Integration der Menschen mit 

Bleibeperspektive im Bundestag verabschiedet.  

Diese Maßnahmen müssen nun zügig und ent-

schlossen umgesetzt werden. Denn nur dann 

kann sich die Lage in den Kommunen entspan-

nen. Und nur dann stärken wir das Vertrauen in 

die staatliche Handlungsfähigkeit. 

Es ist klar, ohne konstruktives Miteinander wer-

den wir die Probleme nicht in den Griff bekom-

men. Wir dürfen daher keine Zeit mit parteipoli-

tischen Ränkespielen vergeuden, sondern müs-

sen mit aller Kraft an sinnvollen Lösungen arbei-

ten. Nicht Reden, sondern Handeln. 

Wir haben einen vernünftigen Vorschlag unter-

breitet, um die Registrierung, die Asylverfahren 

und die Rückführung abgelehnter Asylbewerber 

besser zu steuern und zu kontrollieren. Künftig 
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sollen sich neu ankommende Flüchtlinge aus-

schließlich in Einreisezentren registrieren lassen 

können. Diese Einreisezentren können entweder 

in Erstaufnahmeeinrichtungen oder in den be-

reits beschlossenen Wartezen-

tren betrieben werden. Damit 

fügen sie sich in schon geschaf-

fene Strukturen ein und ermög-

lichen es, Asylsuchende rasch 

im gesamten Bundesgebiet zu 

verteilen. Um die Verfahren 

weiter zu beschleunigen, soll 

über offensichtlich erfolglose 

Anträge, etwa von Asylsuchen-

den aus sicheren Herkunfts-

staaten, direkt im Einreisezent-

rum entschieden werden, und 

auch die Rückführung wird dann von dort aus er-

folgen. Flüchtlingen, die sich nicht an diese Re-

gelungen halten, drohen Sanktionen wie etwa 

Leistungskürzungen. 

Das Konzept der Einreisezentren ist ein prakti-

kabler Weg, um mehr Ordnung in die Verfahren 

zu bringen. Sogenannte „Transitzonen“ an Lan-

desgrenzen, die mit der Inhaftnahme tausender 

Flüchtlingen verbunden wären, sind dagegen 

nicht nur verfassungsrechtlich problematisch, 

sondern auch in der praktischen Umsetzung un-

realistisch. Und sie schaffen schlimmstenfalls 

noch mehr Unordnung. Denn welcher Flüchtling 

lässt sich registrieren, wenn er befürchten muss, 

anschließend inhaftiert zu werden? 

Unausgegorene Scheinlösungen 

helfen uns daher nicht weiter. 

Sondern wir müssen konkrete 

Fortschritte erzielen, damit 

Deutschland auch künftig seiner 

humanitären Verantwortung ge-

recht werden kann. Wir sind be-

reit, an Lösungen, die mehr Ord-

nung und Kontrolle in das bishe-

rige Verfahren bringen, kon-

struktiv mitzuarbeiten. Aber wir 

erwarten umgekehrt von unse-

rem Koalitionspartner, dass er 

nicht auf Vorschlägen beharrt, die offenkundig 

nicht praktikabel sind. 

 

Europa: Neues Miteinander erforderlich 

Wenn nationale Egoismen in Europa weiter die 

Oberhand behalten, leiden Flüchtlinge und der 

Zusammenhalt der Europäischen Union gleich-

ermaßen. Alle EU-Mitgliedstaaten müssen end-

lich erkennen, dass unilaterale Maßnahmen kein 

Ausweg aus der Krise sind, sondern lediglich die 

Spaltung Europas vorantreiben. Die auf dem 
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Sondergipfel in Brüssel getroffenen Vereinba-

rungen zwischen den an der West-Balkan-Route 

gelegenen EU-Mitgliedsstaaten sind vor diesem 

Hintergrund ein erster, wichtiger Schritt zu mehr 

europäischer Solidarität bei der Bewältigung der 

Flüchtlingskrise. Ihm müssen aber weitere fol-

gen. 

Die Europäische Union und die internationale 

Gemeinschaft sind zudem gefordert, die Ursa-

chen von Flucht und Vertreibung zu bekämpfen. 

Dafür braucht es einen langen Atem. Das gilt 

auch für den blutigen Bürgerkrieg in Syrien.  

Hier gibt es nach langen diplomatischen Bemü-

hen des deutschen Außenministers Frank-Walter 

Steinmeiers endlich Anlass zu Hoffnung: Erst-

mals saßen alle relevanten Akteure in Wien ge-

meinsam an einem Tisch, darunter neben den 

fünf UN-Vetomächten auch der Iran, Saudi-Ara-

bien und die Türkei. Alle Beteiligten haben sich 

nun auf einen politischen Prozess unter dem 

Dach der Vereinten Nationen verständigt, um ei-

nen Ausweg aus dem blutigen Konflikt zu fin-

den. Und sie haben sich zum Ziel des Erhalts ei-

nes einheitlichen, säkularen syrischen Staates 

bekannt. Das ist ein großer Erfolg von Frank-

Walter Steinmeier und kann der erste Schritt zu 

einer politischen Lösung sein. 

Nationale Bildungsallianz für Chancengleich-

heit 

Integration der Menschen, die bei uns bleiben 

und Stärkung des gesellschaftlichen Zusammen-

halts – diese beiden Herausforderungen werden 

unser Land in den kommenden Jahren prägen. 

Bildung ist dabei der entscheidende Schlüssel, 

um diese epochale Aufgabe zu bewältigen. Denn 

Bildung ist Chance für alle: Für die, die schon 

hier sind, und die, die hier bleiben werden. Die 

SPD-Bundestagsfraktion setzt sich deshalb für 

einen Neuanfang in der Bildungspolitik ein, um 

Integration, sozialen Aufstieg und gesellschaftli-

chen Fortschritt miteinander zu verbinden. 

 

Wir fordern, dass Bund, Länder und Kommunen 

eine nationale Bildungsallianz schließen, die mit 

konkreten Maßnahmen und klaren Strukturen 

ein zukunftsfestes Bildungssystem schafft. Der 

Bund muss hierfür nicht nur finanziell, sondern 

auch konzeptionell einen substanziellen Beitrag 

leisten. Deshalb plädieren wir unter anderem da-
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für, das Kooperationsverbot in der Bildungspoli-

tik auf den Prüfstand zu stellen. Denn wir kön-

nen es uns nicht länger leisten, dass der Bund 

nicht die rechtliche Möglichkeit hat, in Schulen 

und damit in die Zukunft unserer Kinder zu in-

vestieren! 

 

Sozialdemokratische Familienpolitik: Modern 

und gerecht 

Familien sind die soziale Mitte unserer Gesell-

schaft. Sie leisten täglich einen wichtigen Bei-

trag für unser gesellschaftliches Miteinander und 

den Wohlstand unseres Landes. Ob mit oder 

ohne Trauschein, ob Alleinerziehende, Patch-

work- oder Regenbogenfamilie – alle Frauen 

und Männer, die sich um Kinder oder pflegebe-

dürftige Angehörige kümmern, brauchen unsere 

Unterstützung. Wir setzen uns deshalb für eine 

Familienpolitik ein, die Familien in ihrer Le-

bensrealität auch wirklich hilft. 

In dieser Legislaturperiode haben wir schon viel 

für Familien erreicht: z.B. weiterer KITA-Aus-

bau, mehr Geld für Alleinerziehende, Eltern-

geldPlus und neue Familienpflegezeit. Unseren 

Ansatz für eine moderne und gerechte Familien-

politik werden wir konsequent weiter verfolgen. 

Wir wollen mit dem richtigen Mix aus Geld, Zeit 

und Infrastruktur Familien zielgenau fördern. 

Dafür müssen wir auch neue Wege wie Famili-

enarbeitszeit oder ein Familiensplitting ins Vi-

sier nehmen. 

 

Themen aus dem Plenum 

Weiterentwicklung der Hospiz- und Palliativ-

versorgung 

Das Gesetz zielt auf die Weiterentwicklung der 

Hospiz- und Palliativversorgung in Deutschland, 

insbesondere auch in ländlichen Regionen. Da-

bei sollen nicht allein stationäre Einrichtungen 

wie Pflegeheime, Hospize oder Krankenhäuser 

in den Fokus genommen werden. Auch die am-

bulante palliativmedizinische Betreuung soll 

verbessert werden. Konkret sollen Krankenkas-

sen bei stationären Hospizen für Erwachsene 95 

Prozent der Kosten übernehmen. Bisher sind es 
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nur 90 Prozent. Bei Kinderhospizen zahlt die ge-

setzliche Krankenkasse bereits heute 95 Prozent. 

Bei der ambulanten Hospizarbeit sollen neben 

Personal- nun auch Sachkosten berücksichtigt 

werden. Ärztinnen und Ärzten werden künftig 

eine größere Anzahl palliativmedizinischer Leis-

tungen vergütet. Zudem sollen sie stärker in die 

ambulante Palliativversorgung eingebunden 

werden, um die Übergänge von allgemeiner und 

spezialisierter ambulanter Palliativversorgung 

zu verbessern. Mit dem Gesetz erhalten gesetz-

lich Versicherte zudem zukünftig einen An-

spruch auf eine umfassende palliativmedizini-

sche Beratung durch ihre Krankenkasse. Sie sol-

len gut informiert darüber entscheiden können, 

wie sie in ihrer letzten Lebensphase versorgt 

werden wollen. 

 

Befristete Beschäftigungsverhältnisse an 

Hochschulen begrenzen 

Eine Evaluation des Wissenschaftszeitvertrags-

gesetzes im Jahr 2011 hat ergeben, dass die dort 

verankerten Sonderregelungen den Hochschulen 

geeignete Instrumente zur Ausgestaltung von 

Beschäftigungsverhältnissen von wissenschaftli-

chen Mitarbeitern bieten. Allerdings weist die 

Evaluation darauf hin, dass der Anteil von Be-

fristungen über einen sehr kurzen Zeitraum ein 

Maß erreicht hat, das weder gewollt war noch 

vertretbar ist. So besitzen zum Beispiel mehr als 

die Hälfte der Doktoranden Verträge mit einer 

Laufzeit von unter einem Jahr. 

 

Durch den Gesetzentwurf der Bundesregierung 

soll Fehlentwicklungen in der Befristungspraxis 

nun entgegengewirkt werden. Dafür soll im Wis-

senschaftszeitgesetz unter anderem festgeschrie-

ben werden, dass Befristungsdauern entspre-

chend der angestrebten Qualifizierung zu bemes-

sen sind. So sollen beispielsweise Verträge für 

Doktoranden für den gesamten Zeitraum der 

Promotion gelten. Ebenso wird das nicht-wis-

senschaftliche Personal aus dem Geltungsbe-

reich des Gesetzes ausgeschlossen. Zeitverträge 

für nicht-wissenschaftliche Mitarbeiter sollen 

dann nur noch nach dem Teilzeit- und Befris-

tungsgesetz möglich sein, also nach denselben 

Bedingungen, die auch für andere Arbeitnehmer 

gelten. 
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Nachtragshaushalt 2015 verabschieden 

Mit dem zweiten Nachtragshaushalt 2015 soll 

die zwischen Bund und Ländern am 24. Septem-

ber getroffene Vereinbarung zur finanziellen Be-

wältigung der flüchtlingspolitischen Aufgaben 

im Bundeshaushalt umgesetzt werden, soweit sie 

das Jahr 2015 betreffen. Konkret soll in diesem 

Jahr die bisher vorgesehene Soforthilfe für Län-

der und Kommunen nochmals um 1 Mrd. Euro 

auf dann 2 Mrd. Euro erhöht werden. Darüber 

hinaus wird aus den Haushaltsüberschüssen eine 

Rücklage gebildet, um die mit der Unterbrin-

gung und Versorgung von Flüchtlingen notwen-

digen Ausgaben im Jahr 2016 möglichst ohne 

neue Schulden zu finanzieren. 

 

Zusammen mit dem geplanten Bundeshaushalt 

2016 werden Länder und Kommunen durch ver-

schiedene Maßnahmen des Bundes finanziell 

entlastet (z.B. Übernahme BAföG, Erhöhung 

Kompensationsmittel sozialer Wohnungsbau). 

Vor diesem Hintergrund fordern wir die Bundes-

regierung in einem gemeinsamen Entschlie-

ßungsantrag mit der Union auf, den Bundestag 

jeweils nach Ende eines Haushaltsjahres zum 31. 

Mai zu informieren, wie die Länder die hier-

durch freigesetzten finanziellen Mittel konkret 

verwendet haben. Dies soll dazu beitragen, dass 

die Gelder auch dort ankommen, wo sie den je-

weiligen Vereinbarungen entsprechend ge-

braucht werden.  

 

Krankenhausversorgung verbessern 

Mit dem geplanten Gesetz setzen wir eine im 

Koalitionsvertrag vereinbarte Krankenhausre-

form um. Vor dem Hintergrund demografischer 

Veränderungen und dem medizintechnischen 

Fortschritt soll auch künftig eine gut erreichbare, 

qualitativ hochwertige Krankenhausversorgung 

in Deutschland sichergestellt sein. Die Kranken-

hausreform trägt unsere Handschrift: Ausbau des 

Pflegepersonals, Verbesserung der Versorgung 

aller Patientinnen und Patienten sowie Förde-

rung der Qualität von Leistungen in allen Kran-

kenhäusern. Im Rahmen eines Pflegestellenför-

derprogramms sollen insgesamt 660 Millionen 

Euro zur Verfügung gestellt werden, damit 

Krankenhäuser mehr Pflegekräfte einstellen 

können, z.B. für die pflegerische Versorgung 
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von demenzkranken und pflegebedürftigen Pati-

entinnen und Patienten. Auch soll der bisherige 

Versorgungszuschlag ab 2017 durch einen Pfle-

gezuschlag von 500 Mio. Euro ersetzt werden. 

Indem der Zuschlag nach den Pflegedienstperso-

nalkosten der allgemeinen Krankenhäuser ver-

teilt wird, kommt er insbesondere solchen Häu-

sern zu Gute, die in der Vergangenheit keine 

Pflegestellen abgebaut haben und ihr Personal 

anständig bezahlen. 

 

Mit einem Strukturfonds sollen die Länder zu-

dem unterstützt werden, notwendige Umstruktu-

rierungen zur Verbesserung der Versorgung vo-

ranzubringen. Dafür werden bis zu 500 Millio-

nen Euro aus der Liquiditätsreserve zur Verfü-

gung gestellt, wenn sich die Länder in gleicher 

Höhe beteiligen. Die Qualität der medizinischen 

Versorgung in Krankenhäusern wird in Zukunft 

sowohl bei der Krankenhausplanung als auch 

über finanzielle Zu- und Abschläge für beson-

ders gute bzw. schlechte Qualität der Behand-

lung berücksichtigt. 

Deutsche Wirtschaft in 2016 fördern 

Mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

soll die deutsche Wirtschaft im kommenden Jahr 

2016 zusätzlich gefördert werden. Dabei sieht 

der Entwurf die Feststellung eines Wirtschafts-

planes für das Sondervermögen des „European 

Recovery Program“ (ERP). Historisch aus Mit-

teln der „Marshallplanhilfe“ begründet wird seit 

1948 die deutsche Wirtschaft aus Finanzmitteln 

des ERP-Sondervermögens unterstützt. Im aktu-

ellen Gesetzesentwurf wird der Verfügungsrah-

men zur Nutzung der Mittel aus dem ERP-Son-

dervermögen bestimmt. Nach dem vorliegenden 

Wirtschaftsplan sollen im Jahr 2016 rund 760 

Millionen Euro zur Förderung der deutschen 

Wirtschaft zur Verfügung gestellt werden. Da-

mit können unter anderem Unternehmen der ge-

werblichen Wirtschaft (insbesondere des Mittel-

standes) und Angehörige freier Berufe zins-

günstige Finanzierungen aus ERP-Programmen 

der KfW mit einem Volumen von insgesamt bis 

zu 6 Mrd. Euro erhalten. 
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Kraft-Wärme-Kopplung ausbauen 

Wir beraten in erster Lesung eine Neufassung 

des Gesetzes zur Förderung der Kraft-Wärme-

Kopplung. Mit dieser Technologie wird Wärme, 

die bei der Stromerzeugung als Nebenprodukt 

entsteht, für Heizzwecke genutzt (z.B. Fern-

wärme) und so der Nutzungsgrad der einge-

brachten Rohstoffe erhöht.  

 

Diese umweltfreundliche Technologie soll in 

Deutschland künftig einen höheren Beitrag zum 

Klimaschutz leisten. Dazu wird zunächst der Er-

halt der bestehenden Anlagen durch eine bis 

2019 befristete Förderung gesichert, da vielen 

Anlagen aufgrund des niedrigen Strompreises 

die Stilllegung droht. Damit sich darüber hinaus 

auch ein Ausbau dieser Technologie wieder 

rechnet, werden insbesondere neue Gas-KWK-

Anlagen besser gefördert. Der Neubau von An-

lagen mit Kohle als Brennstoff wird hingegen 

nicht mehr gefördert. Um Fehlanreize zu vermei-

den, wird KWK-Technologie dort, wo sie auch 

ohne Förderung wirtschaftlich wäre, nicht mehr 

unterstützt. Dies betrifft insbesondere selbst ver-

brauchten KWK-Strom aus größeren Anlagen. 

Analog zur Flexibilisierung der Erneuerbaren 

Energien soll auch KWK-Strom künftig direkt 

vermarktet werden. 

 

Sterbehilfe gesetzlich regeln 

Es gibt Menschen, die den Zeitpunkt ihres Aus-

scheidens aus dem Leben durch Suizid selbst be-

stimmen möchten. Sie wenden sich zur Unter-

stützung auch an Angehörige, Ärzte oder Sterbe-

hilfevereine. Über die Frage, ob eine Sterbehilfe 

straffrei bleiben soll, hat der Bundestag entschie-

den. Nach gegenwärtiger Rechtslage ist die pas-

sive Sterbehilfe in Deutschland erlaubt, wenn sie 

dem erklärten Wille des Patienten entspricht. Die 

aktive Sterbehilfe (Töten auf Verlangen z.B. 

mithilfe einer tödlichen Substanz) ist hingegen 

strafbar. Der assistierte Suizid, also die Hilfe zur 

Selbsttötung ist nicht verboten, kann aber straf-

bar sein bei Mitwirkung an einen nicht freiver-

antwortlichen Suizid. Ein Strafbarkeitsrisiko be-

steht hier auch für Ärzte, wenn diese die Rettung 

eines handlungsunfähigen Sterbenden unterlas-

sen. In dieser Sitzungswoche berieten wir über 

verschiedene fraktionsübergreifende Gesetzent-

würfe zur Regelung der sogenannten Sterbehilfe. 
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Alle Gesetzesentwürfe eint, dass aktive Sterbe-

hilfe weiterhin strafbar sein soll und die kom-

merzielle Sterbehilfe, die auf Gewinnerzielung 

ausgerichtet ist, verboten bleibt. Da die Sterbe-

hilfe nicht nur eine juristische und medizinische, 

sondern vor allem auch eine ethische Frage ist, 

wird die Fraktionsdisziplin aufgehoben. 

Stellungnahme zur Sterbebegleitung: 

 

Das Thema Sterbehilfe wird von uns Abgeord-

neten mit hoher Sensibilität und Verantwortung 

diskutiert und abgewogen. Ich habe lange mit 

mir gerungen, welchem der heute zur Abstim-

mung stehenden vier Gesetzentwürfe fraktions-

übergreifender Gruppen von Abgeordneten ich 

zustimmen werde. Nach reiflicher Überlegung 

habe ich mich für den Gesetzentwurf meiner 

Kollegen Prof. Dr. Karl Lauterbach, Peter 

Hintze, Dr. Carola Reimann und Burkhard 

Lischka entschieden. Ein zentraler Punkt ihres 

Entwurfes ist die Harmonisierung von gelten-

dem Bundesrecht mit den Verordnungen der je-

weiligen Ärztekammern. Aktuell stellt sich die 

Situation so dar, dass es Ärzten im Sinne des 

Strafrechts gestattet ist, Schwerstkranken Bei-

hilfe zum Suizid zu leisten, während viele der 

Ärztekammern eben dieses Verfahren verbieten. 

Bei Verstößen gegen dieses Verbot sieht der 

Arzt sich dann nach den Bestimmungen einiger 

Kammern z.T. erheblichen Bußgeldzahlungen o-

der sogar dem Verlust seiner Approbation aus-

gesetzt. Dieser Widerspruch soll durch eine ge-

setzliche Normierung zugunsten der Rechtssi-

cherheit der Ärzte und damit zum Wohle der Pa-

tienten aufgelöst werden. Darüber hinaus ist es 

auch wichtig, diese Form der Sterbehilfe nicht in 

die Hände von organisierten Sterbehilfeorgani-

sation zu legen, sondern hiermit ausschließlich 

Ärzte zu betrauen. Hierhinter steht die Erwä-

gung, dass es eben nur dieser Berufsgruppe mög-

lich ist, herauszufinden, ob die Ursache des Ster-

bewunsches wirklich die Schmerzen einer 

Schwersterkrankung sind oder ob hingegen eine 

therapierbare Erkrankung vorliegt. Ich bin über-

zeugt davon, dass mit diesem Gesetzentwurf am 

besten auf die Belange der betroffenen 

Schwerstkranken und der Ärzte eingegangen 

wird. Außerdem entzieht man mit dem Schaffen 

eines rechtssicheren Rahmens für die Ärzte ge-

werbsmäßigen Sterbehilfevereinen auch ohne 
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ausdrückliches Verbot die Existenzgrundlage. 

Wir haben in der heutigen Bundestagssitzung 

ausführlich das Für und Wider der verschiede-

nen Gesetzentwürfe debattiert. In der anschlie-

ßenden Abstimmung hat der von mir favorisierte 

Gesetzentwurf von Prof. Dr. Karl Lauterbach, 

Peter Hintze, Dr. Carola Reimann und Burkhard 

Lischka leider nicht die erforderliche Mehrheit 

erhalten. Da meiner Meinung nach der Gesetz-

entwurf der Kollegin Kerstin Griese und des 

Kollegen Michael Brand keine Verbesserung für 

die betroffenen Schwerkranken und die sie be-

handelnden Ärzte gegenüber der derzeitigen 

Rechtslage bringt, habe ich bei diesem mit Nein 

gestimmt. 

 

 

Gerade die zurückliegende Abstimmung und der 

vorangegangen Abwägungsprozess zur Sterbe-

hilfe war für jeden von uns Parlamentarierinnen 

und Parlamentariern keine leichte Entscheidung. 

Wir haben uns dazu fraktionsübergreifend Zeit 

genommen, Expertinnen und Experten gehört 

und für uns entschieden. Die abschließende De-

batte im Bundestag war dem Thema angemessen 

und würdig. Dafür danke ich an dieser Stelle 

meinen Kolleginnen und Kollegen fraktions-

übergreifend ganz herzlich.    

 

Ihnen wünsche ich ein schönes, entspanntes und 

erholsames Wochenende,   

Ihr 
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